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IHK Pfalz zieht im Sommer 2022
um in ein Interimsquartier

Durch einen Neubau an gleicher Stelle soll der
Hauptsitz der Industrie- und Handelskammer
(IHK) für die Pfalz am Ludwigshafener Lud-
wigsplatz in den kommenden Jahren ersetzt
werden. Jetzt hat die IHK-Vollversammlung
beschlossen, den Mietvertrag für eine Zwi-
schenimmobilie in der Rheinallee 18+20 zu
unterzeichnen, wie IHK-Sprecherin Sabine
Fuchs-Hilbrich mitteilt. Geplanter Termin für
den Umzug in das Interimsquartier: Sommer
2022. Um weiterhin gut für ihre Mitgliedsun-
ternehmen erreichbar zu sein, sei es der IHK
wichtig gewesen, auch während der Baupha-
se in der Ludwigshafener Innenstadt zu blei-
ben. |ble WIRTSCHAFT

Corona-Inzidenz
weiterhin im Aufwärtstrend

AKTUELL NOTIERT

Nach Angaben des Landesuntersuchungs-
amts liegt die Corona-Inzidenz für das Stadt-
gebiet Ludwigshafen am Montag bei 120,8
(Vortag: 116,7). Für den Rhein-Pfalz-Kreis wird
der Wert 73,1 angegeben, in Frankenthal liegt
die Inzidenz bei 106,6. Das Ludwigshafener
Klinikum versorgt aktuell 13 Covid-positive Pa-
tienten, davon vier auf der Intensivstation. Wie
Sprecherin Yasemin Böhnke mitteilt, ist derzeit
keiner der intensivpflichtigen Patienten auf
eine künstliche Lungenmaschine (ECMO) an-
gewiesen – alle vier Intensivpatienten müssten
jedoch nichtinvasiv, das heißt mechanisch und
ohne Einführung eines Beatmungsschlauchs
in die Luftröhre, beatmet werden. Nach Anga-
ben des Klinikums sind alle derzeitigen Covid-
Patienten ungeimpft. Der älteste Covid-Patient
ist 71 Jahre, der jüngste 25 Jahre alt. Nach wie
vor habe es im Klinikum noch keinen stationär
aufgenommenen Covid-Patienten gegeben,
der geimpft war. Insgesamt seien aktuell „zwei
Gipfel“ zu beobachten: Zum einen gebe es ein
sehr junges Covid-Patientenklientel, das zwi-
schen 20 und 30 Jahren alt ist, sowie eine zwei-
te Spitze in der Altersklasse zwischen 50 und
60 Jahren. |ble

Coronavirus: Hier erhalten
Bürger Informationen
Das Corona-Infotelefon der Stadt ist weiterhin
unter 0621/504-6000 montags bis freitags von
8 bis 17 Uhr freigeschaltet. Das Gesundheits-
amt ist unter 0621/5909-5800 von Montag bis
Donnerstag, 9 bis 12 und 13 bis 16 Uhr, sowie
freitags von 9 bis 12 Uhr erreichbar. Die Hot-
line des Landes steht unter 0800/5758100 zur
Verfügung. Hier können sich auch Impfwillige
melden oder über www.impftermin.rlp.de ei-
nen Termin vereinbaren. |rhp

Filmfestival mit Vorsicht

VON CHRISTIANE VOPAT

Michael Kötz und seine Frau Daniela
wirken erleichtert, als sie mit Hund
auf der Hannelore-Kohl-Promenade
an den Kinozelten entlangspazie-
ren. Fast befreit. „Ich habe schon
nicht mehr daran geglaubt, hier
wieder zu sitzen“, sagt der Festival-
intendant wenig später bei der all-
jährlichen Pressekonferenz zum
Start des Kinofests am Rhein. Pro-
grammdirektorin Daniela Kötz
nickt bekräftigend. Hinter den Ver-
anstaltern liegen lange Wochen des
Bangens und Hoffens, ob und wie
das Event mit vielen Tausend Gästen
unter Corona-Bedingungen über die
Bühne gehen kann. Am Ende lautete
die Lösung, dass das Festivalareal in
sieben Einzelteile aufgesplittet wird
und nur geimpfte und genesene
Menschen aufs Gelände dürfen. Die
Chancen für Selfies mit den Stars
auf dem roten Teppich stehen eher
schlecht. Stattdessen soll es bunte
Bänder am Handgelenk und in je-
dem Einzelbereich Einlasskontrol-
len geben.

Alle Mitarbeiter geimpft
„Ich habe mir 2 G nicht gewünscht“,
sagt Kötz ernst. „Aber ich habe das
Gefühl, dass wir damit Avantgarde
sind.“ Er ist überzeugt, dass schon
bald bei allen größeren Ereignissen
ein negativer Corona-Test nicht
mehr ausreicht. Aus gutem Grund:
Im Fall des Filmfestivals habe zwar
das Land die Sondergenehmigung
erteilt, aber die Stadt Ludwigshafen
trage trotzdem die Verantwortung.
Daher habe die Verwaltung sich
entschieden, vorsichtig zu sein und
nur Geimpften und Genesenen den
Zutritt zu ermöglichen, erläuterte
Kötz. Ausnahmen gebe es lediglich
für Kinder und für Menschen, die
aus medizinischen Gründen nicht
geimpft werden könnten.

Für die vielen jungen Mitarbeiter
auf dem Gelände war die Corona-
Schutzimpfung Kötz zufolge offen-
bar schon im Vorfeld selbstver-
ständlich. Alle Mitarbeiter, darunter

Am Mittwoch startet die 17. Auflage des Filmfestivals auf der Parkinsel. Die Veranstalter
hoffen auf mindestens 80 000 Besucher. Worauf sich Fans freuen dürfen und was anders
sein wird als in den Vorjahren, darüber haben die Festivalmacher gestern informiert.

viele Schüler, seien geimpft, berich-
tet der Chef. Das gelte auch für die
rund 300 Gäste aus der Film- und
Fernsehbranche, die extra anreisen
werden: Regisseure, Kameraleute,
Produzenten und viele mehr. Der
Hessische Rundfunk zum Beispiel
komme mit 50 Leuten zu einer Pre-
miere, weil die Filmemacher sich
sehr für die Reaktionen des Publi-
kums interessierten.

Fonds springt ein
Eine große Unbekannte scheint bis-
her der Besucherandrang zu sein.
Während in den Vorjahren viele Fil-
me schnell online ausgebucht wa-
ren und sich zum Start des Vorver-
kaufs lange Schlangen an den Ti-
cketschaltern in der Stadt bildeten,
machte Kötz diesmal keine Angaben
dazu, wie viele Karten bereits ver-
kauft wurden. Tickets sind sowohl

über das Online-Portal (www.festi-
val-des-deutschen-films.de/ti-
ckets) als auch an den Vorverkaufs-
stellen und an der Ticketkasse auf
der Parkinsel zu haben.

Mindestens 80.000 Kinokarten
müssen die Macher nach eigenen
Angaben verkaufen, um kein Minus
zu verbuchen. Gelingt das diesmal
nicht, steht das Festival-Projekt
auch in Zukunft nicht auf der Kippe.
Denn wenn die Besucherzahlen un-
ter den Erwartungen bleiben,
springt ein Sonderfonds des Bundes
ein und ersetzt die finanziellen Aus-
fälle, erläutert Kulturstaatssekretär
Jürgen Hardeck (parteilos). „Der
Fonds hilft uns zu überleben, wenn
wir keine 100.000 Tickets verkaufen
können“, erklärt Kötz. KULTUR

IM NETZ
www.festival-des-deutschen-
films.de/festival

Sanierung ab 2025
VON REBEKKA SAMBALE

Die Stadt hat am Montag im Bau-
ausschuss einen neuen Zeitplan
für die Sanierung der Einwei-
sungsgebiete in der Bayreuther
Straße (West) vorgelegt. Ab Ende
2023 sollen die Roten Blöcke abge-
rissen werden.

Dass sich in den städtischen Einwei-
sungsgebieten etwas ändern soll
und muss, ist spätestens seit einem
Prüfauftrag klar, den der Stadtrat im
April 2017 auf den Weg gebracht
hat. Die Fraktionen forderten da-
mals die Verwaltung auf, ein bauli-
ches und ein Sozialkonzept für die
Einweisungsgebiete vorzulegen.
Das ist auch geschehen. Doch bau-
lich verändert hat sich vor Ort seit-
dem nichts. Dass die angekündigten
Verbesserungen erneut verschoben
werden, hatte in der Stadtratssit-
zung im Juli fraktionsübergreifend
für heftige Kritik gesorgt. Die Ver-
waltung nannte damals die Pande-
mie und Personalprobleme als
Gründe. Im Bauausschuss am Mon-
tag präsentierte Uwe Maué vom
städtischen Gebäudemanagement
einen neuen Zeitplan.

Ausweichquartier nötig
Der grundsätzliche Plan ist schon
seit über einem Jahr bekannt: Die
Roten Wohnblöcke sollen abgeris-
sen und durch einen Neubau mit
150 Unterkünften ersetzt, die Wei-
ßen Blöcke saniert werden. Fest
stehe inzwischen auch, dass ein
Ausweichquartier für die Bewohner
der Roten Blöcke errichtet werden
muss, sagte Maué. Dafür werde eine
Fläche zwischen den Weißen und
den Roten Blöcken geprüft. Auch
seien die konkreten Projektgesprä-
che zu den Arbeiten nach einer Pau-
se wieder aufgenommen worden.

Einweisungsgebiete: Stadt präsentiert neuen Zeitplan für Bayreuther Straße

So habe es Mitte August ein Ge-
spräch der Stadt mit der Ökumeni-
schen Fördergemeinschaft (ÖFG)
gegeben, die sich vor Ort engagiert.
Für den 21. September sei seitens
der Verwaltung ein Besuch in Frank-
furt am Main geplant. Dort wolle
man sich über das Projekt „Über-
nachtungsstätte Ostpark“ informie-
ren und möglicherweise Ideen für
Ludwigshafen sammeln.

Die Bauaufträge müssen in einem
europaweiten Verfahren vergeben
werden, weil die Gesamtsumme
den dafür vorgegebenen Schwellen-
wert übersteigt. Maué nannte am
Montag im Ausschuss 5,3 Millionen
Euro als Größenordnung. Hinzu
kommen unter anderem noch Pla-
nungskosten. Was die Ausweich-
quartiere für die Roten Blöcke be-
trifft, wolle man Ende dieses Jahres
mit den Standortuntersuchungen
beginnen. Nach Ausschreibung, Ver-
gabe und Baugenehmigung seien

erste Arbeiten ab Januar 2023 mög-
lich. Je nachdem, wo die Ausweich-
wohnungen errichtet werden, ist
auch dafür ein Abriss bestehender
Gebäude notwendig. Bis November
2023 könnten die Ausweichunter-
künfte fertig sein.

Erst dann kann laut Maué der Ab-
riss der Roten Blöcke beginnen, an
den sich der Neubau anschließen
wird. Für beides gemeinsam nennt
die Stadt einen Zeitraum von No-
vember 2023 bis Juli 2025. Die ab-
schnittsweise Sanierung der Wei-
ßen Blöcke sei dann für den Zeit-
raum von April 2025 bis April 2029
vorgesehen.

„Zeitplan verbindlich“
Dieser Zeitplan sei „verbindlich“,
sagte Baudezernent Alexander The-
walt (parteilos). Gemeinsam mit So-
zialdezernentin Beate Steeg (SPD)
wolle er das Konzept und den Zeit-
plan den Menschen in der Bayreu-
ther Straße Ende September vor Ort
vorstellen. Er betonte auch, dass es
nicht möglich sei, andere Projekte
zugunsten der Einweisungsgebiete
hinten anzustellen. „Derzeit sind
wir sehr stark ausgelastet mit dem
Auszug aus dem Rathaus“, sagte er
am Montag.

SPD-Fraktionsvorsitzender David
Guthier forderte, weiterhin in kur-
zen Abständen über das Projekt in-
formiert zu werden. Trotz des neuen
Zeitplans bleibe „die Frustration ein
Stück weit vorhanden“. Schließlich
sei bereits viel Zeit verloren gegan-
gen. Ähnlich äußerte sich Peter Ue-
bel. Es handele sich hier um „ein
sehr sensibles Projekt“, sagte der
CDU-Fraktionsvorsitzende. Es gehe
um „Menschen, die am Rand der Ge-
sellschaft stehen“. „Wir bestehen
darauf, dass es keine weitere Verzö-
gerung mehr geben wird“, forderte
Peter Uebel.

Die im März von der Ausländerbe-
hörde der Stadt Ludwigshafen ver-
anlasste Abschiebung einer jesidi-
schen Familie – ohne ihren 16-jäh-
rigen Sohn – war rechtmäßig. Das
hat das Oberverwaltungsgericht
Rheinland-Pfalz in Koblenz ent-
schieden.

Nach ihrer Abschiebung nach Arme-
nien hatte die Flüchtlingsfamilie zu-
nächst vor dem Verwaltungsgericht
Neustadt geklagt. Sie forderte die
Rücknahme der Abschiebung, weil
diese aus ihrer Sicht rechtswidrig
war: Insbesondere die Fortsetzung
der Abschiebung ohne den 16-jähri-
gen Sohn habe gegen den verfas-
sungsrechtlichen Schutz der Familie
verstoßen. Das Verwaltungsgericht
Neustadt sah dies jedoch anders und
hatte die Abschiebung Mitte Juni für
rechtmäßig erklärt. Die hiergegen
eingelegte Beschwerde des Anwalts
der Familie wurde jetzt vom Ober-
verwaltungsgericht in Koblenz abge-
lehnt: Die gesetzlichen Abschie-
bungsvoraussetzungen seien erfüllt
gewesen, heißt es dazu in einer Pres-
seerklärung. Als Ursache für die da-
malige Trennung der Familie ist laut
Oberverwaltungsgericht die Ent-
scheidung des ausreisepflichtigen
16-jährigen Sohnes zu sehen, der
sich der gemeinsamen Abschiebung
mit den Eltern und Geschwistern
durch Flucht entzog. Dieser Umstand
mindere das Gewicht des verfas-
sungsrechtlichen Schutzes der Fami-
lie. Dem stehe auch nicht entgegen,
dass der Sohn minderjährig sei. Es
handele sich hierbei um einen Ju-
gendlichen im Alter von 16 Jahren,
der in der Lage gewesen sei, die Fol-
gen seiner Trennung von den Famili-
enmitgliedern altersentsprechend
zu überblicken. Der 16-Jährige war
in einem Heim untergebracht wor-
den, nachdem er sich im Mai bei der
Polizei gemeldet hatte. |ble

Gericht: Jesidische
Familie rechtmäßig
abgeschoben

Die SPD fordert Kulturdezernentin
Cornelia Reifenberg (CDU) dazu
auf, zu den Vorgängen rund um
das geplante Blies-Festival in einer
öffentlichen Sondersitzung des
Kulturausschusses Stellung zu
nehmen. Unterdessen liegen die
Genehmigungen von Stadt und
Land für das Festival vor.

Sowohl vom Land Rheinland-Pfalz
als auch vom städtischen Bereich
Ordnung gebe es eine Ausnahmege-
nehmigung für das für Samstag ge-
plante Blies-Festival. Das hat Festi-
val-Sprecherin Julia Laukert gestern
Abend mitgeteilt. Am Mittwoch
entscheidet sich noch, ob Anwohner
mit ihrem Widerspruch bei der
Struktur- und Genehmigungsdirek-
tion (SGD) Süd Erfolg haben.

Unterdessen fordert die SPD-
Stadtratsfraktion eine öffentliche
Sondersitzung des Kulturausschus-
ses. Wie die Fraktion mitteilt, hatte
sich Cornelia Reifenberg am vergan-
genen Freitag – nachdem bekannt-
geworden war, dass hinter der „Pro-
jektgruppe Blies“, die das Festival
organisiert, ein Unternehmen steht,
dessen Mitgesellschafter der Sohn
Reifenbergs ist – mit einem Schrei-
ben an alle Stadträte gewandt. Darin
habe sie den Verdacht einer mögli-
chen Begünstigung ihres Sohnes zu-
rückgewiesen und die Einladung zu
einer nichtöffentlichen Sondersit-
zung des Kulturausschusses am 2.
September angekündigt. Das reicht
in den Augen der SPD nicht. Die Sit-
zung müsse „zwingend öffentlich“
stattfinden, da sonst die Vorgaben
des Landestransparenzgesetzes ver-
letzt würden, sagt der Fraktionsvor-
sitzende David Guthier. Offen ist
laut Guthier unter anderem, wie die
Fördersumme von 70.000 Euro aus
dem freiwilligen Leistungsbereich
des Kulturhaushalts zustande
kommt. |ble/rxs KULTUR REGIONAL

Blies-Festival: SPD
fordert Aufklärung,
Festival genehmigt

Mundenheim: Streit wegen
Hundebiss mündet in Schlägerei
Ein Streit wegen eines Hundebisses ist am
Sonntag gegen 15.30 Uhr in Mundenheim es-
kaliert. Zwei Männer wurden bei der nachfol-
genden Schlägerei leicht verletzt. Wie die Poli-
zei weiter berichtet, wurde ein 55-Jähriger von
dem Hund seiner 42-jährigen Nachbarin ge-
bissen. In der Folge kam es zu einem Streit
zwischen dem Mann und dem 24-jährigen
Sohn der Hundehalterin. Der Disput eskalierte
und endete in einer handgreiflichen Ausein-
andersetzung. Es kamen noch weitere Famili-
enmitglieder und Bekannte der Streitenden
hinzu, sodass sich eine Schlägerei zwischen
vier Beteiligten entwickelte. Dabei soll auch
ein Baseballschläger eingesetzt worden sein.
Der Sohn der Hundehalterin und ein 57-Jähri-
ger wurden leicht verletzt. |evo

Für eine Übergangszeit zieht die IHK für
die Pfalz in die Rheinallee. FOTO: KUNZ

25 Jahre alt ist der derzeit jüngste Covid-
Patient, der im Ludwigshafener Klinikum
behandelt wird. ARCHIVFOTO: MORAY

Gestern zogen noch viele graue Wolken übers Festivalgelände. Zur Eröffnung am Mittwoch soll das Wetter wieder spätsommerlicher werden. FOTO: EVO

Pressekonferenz mit Sponsoren: Intendant Michael Kötz (links) hat um
die 17. Auflage des Filmfestivals auf der Parkinsel gekämpft. FOTO: EVO

Ein Blick auf die Wohnblöcke in der
Bayreuther Straße.ARCHIVFOTO: MORAY

muenzenberger
Schreibmaschinentext
DIE RHEINPFALZ 31.08.2021




